
Fast acht Monate hat sich die Ko-
alition nicht greifbar über ihre Spar-
vorhaben geäußert. Jetzt – nach Be-
kanntwerden des einmaligen Kür-
zungskataloges in Höhe von 80 Mil-
liarden Euro bis 2014 – wird deutlich: 
Ganz konkret und unmittelbar spart 
der Staat erstmal nur bei denjenigen, 
die eigentlich Unterstützung brau-
chen – bei Hartz-IV-Empfängern, 
Rentnern und jungen Familien. So 
sollen die Übergangszuschläge für 
Arbeitslose künftig wegfallen, An-
sprüche auf Eingliederungshilfen in 
Ermessensleistungen umgewandelt 
und das Elterngeld für Arbeitslo-
sengeld-II-Empfänger ganz ge-
strichen werden. Zudem sollen bei 
Langzeitarbeitslosen die Zuschüsse 
zur Rentenversicherung eingespart 
werden. Während die Maßnahmen 
von führenden Regierungsmitglie-
dern als „sozial gerecht“ und „aus-
gewogen“ bezeichnet wurden, re-
agierten Gewerkschaften, der SoVD 
und andere Verbände mit Empörung 
und Protest auf die Kürzungen im 
Sozialbereich. Und selbst aus den ei-
genen Reihen der Koalition kommt 
der Einwand einer massiven Schief-
lage bei den geplanten 80 Milliarden 
Belastungen. 

Für das kommende  Jahr sieht die 
Koalition bereits Kürzungen von 
13,2 Milliarden Euro vor. Um hier-
bei möglichst wenige der geplanten 
Kürzungsmaßnahmen im Bundesrat 
zur Abstimmung bringen zu müssen, 
will die schwarz-gelbe Regierung 
ihre Vorhaben in zwei Gesetze auf-
teilen. Davon ist nur ein kleiner Teil 
zustimmungspflichtig. Hintergrund 
ist der Verlust der schwarz-gelben 
Mehrheit im Bundesrat in dem ange-
kündigten Falle, dass SPD und Grü-
ne bald eine rot-grüne Minderheits-
regierung in Nordrhein-Westfalen 
bilden. Allein der Streichung des 
Heizkostenzuschusses für Wohn-
geldempfänger muss der Bundesrat 
aller Voraussicht nach zustimmen 
– ein mit rund 100 Millionen Euro 
Volumen vergleichsweise geringer 
Posten. 

Den Großteil der Kürzungspläne, 

die Anfang Juli im Kabinett bera-
ten werden sollen, um im Septem-
ber gleichzeitig mit den Haushalts-
beratungen für 2011 im Bundestag 
beschlossen zu werden, will die 
Bundesregierung hingegen ohne 
die Zustimmung der Länder verab-
schieden. Von der genauen Formu-
lierung der einzelnen Gesetzestexte 
wird abhängen, ob im Bundesrat 
von einem Vetorecht Gebrauch ge-
macht werden kann. 

Von einer „Zerreißprobe des sozi-
alen Zusammenhaltes in Deutsch-
land“ spricht SoVD-Präsident 
Adolf Bauer angesichts der aktuel-
len Berichte über die geplanten Ein-
schnitte. „Die vorgesehenen Spar-
maßnahmen treffen vor allem sozial 
Benachteiligte und beziehen starke 
Schultern viel zu wenig ein“, mahnt 
Bauer. Und: „Durch die anvisierte 
Rotstift-Politik bei den Rentenbei-

trägen für Langzeitarbeitslose, dem 
befristeten Zuschlag sowie Einglie-
derungsmaßnahmen und Elterngeld 
soll vorrangig bei Menschen gekürzt 
werden, denen jetzt schon das Wasser 
bis zum Hals steht.“ Bleibe die Bun-
desregierung bei ihren Vorhaben, so 
sei eine gefährliche soziale Schiefla-
ge programmiert, deren Folgen nicht 
absehbar seien. Es dürfe nicht zuerst 
bei den Schwächsten gekürzt wer-
den, so der SoVD-Präsident in einer 
entsprechenden Pressemitteilung.

Die Willkür der sozial ungerech-
ten und offenbar auch ökonomisch  
fragwürdigen  Sparvorhaben (Siehe 
auch „Blickpunkt“, Bericht „Spar-
paket verschärft Ungleichheit“ auf 
Seite 2 und den Beitrag der SoVD 
Jugend auf Seite 7) zeigt sich be-
sonders deutlich an den Kürzun-
gen beim Elterngeld: Während für 
mittlere und höhere Einkommen die 

Ansprüche geringfügig gesenkt wer-
den, wird Hartz-IV-Empfängern die 
Leistung komplett gestrichen. bei 
Netto-Einkommen ab 2687 Euro 
soll hingegen das Elterngeld über-
haupt nicht gekürzt werden! Das 
seitens der Regierung vorgebrachte 
Argument, das Elterngeld, welches 
Berufstätigen die Entscheidung für 
ein Kind erleichtern soll, sei in erster 
Linie familienpolitisch orientiert, 
überzeugt hier wenig. Denn vor 
diesem Argumentationshintergrund 
müsste die Regierung allen Eltern, 
die vor der Geburt ihres Kindes 
nicht berufstätig waren, die Zuwen-
dungen streichen. 400 Millionen will 
die Koalition durch diese einseitige 
Maßnahme zulasten sozial benach-
teiligter Menschen einsparen. Zum 
Vergleich: Der Staat zahlt insgesamt 
4,5 Milliarden Euro an Elterngeld.
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Sterbegeld-Vorsorge Plus: 
 Sterbegeld von 1.000 bis 12.500 Euro
 Beitritt bis zum 80. Lebensjahr
 Keine Gesundheitsfragen, lediglich 

 Staffelung der Leistung im 1. Vers.-Jahr
 Doppeltes Sterbegeld bei Unfalltod
 Nur begrenzte Beitragszahlungsdauer
 Beitragsbefreiung bei Pflegestufe III
 Assistance-Leistungen im Trauerfall

Als Mitglied im SoVD genießen
Sie besonders günstigen und
speziellen Schutz.

www.menschenAb50.de

Anzeige

Blickpunkt
Mit der Begründung, dass man 

nicht länger über seine Verhältnisse 
leben dürfe, hat die schwarz-gelbe 
Regierung einen in der deutschen Ge-
schichte einmaligen Maßnahmenka-
talog zusammengestellt. Als „Spar-
paket“ machten die Kürzungen in 
der Medienberichterstattung schnell 
die Runde. Irreführend und beschö-
nigend ist der Begriff gleich in  dop-
pelter Hinsicht. Erstens, weil er sug-
geriert, dass nun diejenigen sparen 
müssen, die vorher zu viel ausgege-
ben haben, und davon kann bei den 

Hauptbetroffenen – Familien,  Lang-
zeitarbeitslosen und Rentnern – nun 
wahrlich nicht die Rede sein. Und 
zweitens, weil der Begriff „sparen“ 
per Definition glauben machen will, 
dass hier derzeit freie Mittel zurück-
gelegt würden. „Gespart“ wird näm-
lich gemeinhin zu dem Zweck, später 
größere Anschaffungen zu ermögli-
chen – für diejenigen, die vorher ver-
zichtet haben, versteht sich. Es kann 
auch gespart werden, um für Notsitu-
ationen vorzubeugen, etwa den Fol-
gen von Krankheit, Arbeitslosigkeit 

oder Erwerbsminderung. Vor diesem 
Hintergrund sind die jetzt als „Spar-
paket“ verkauften Sozialkürzungen 
an Zynismus kaum zu überbieten. 
Das sogenannte Sparpaket erspart 
sich vielmehr selbst, diejenigen zur 
Verantwortung zu ziehen, die das Fi-
asko auf den Finanzmärkten ange-
richtet haben und bittet Menschen 
zur Kasse, die nicht Verursacher der 
Krise sind, aber heute bereits am mei-
sten darunter zu leiden haben. 
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Ungerecht und ökonomisch zweifelhaft:  Die Ärmsten sollen einen Großteil der Krisenkosten zahlen – während die 
mittleren und oberen Einkommen weitgehend verschont bleiben. Selbst aus den eigenen Reihen der Regierungsko-
alition kommt der Vorwurf einer massiven sozialen Schieflage bei den geplanten 80 Milliarden Belastungen.
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